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Gemeindeordnung soll Rechtssicherheit für Spenden und Sponsoring schaffen

Stuttgart.  Die laufende Änderung der Gemeindeordnung soll für Rechtssicherheit in Sachen Spenden und Sponsoring sorgen, fordert der Gemeindetag. Für die Einwerbung von Forschungsmitteln an Hochschulen sei eine gesetzliche Klärung gelungen. „Die Landesregierung muss auch für kommunale Amtsträger Rechtssicherheit schaffen,“ sagte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker im Landesvorstand seines Verbands.

Bürgermeister und Gemeinderäte müssten eindeutig wissen, wie und wann sie für ihre Gemeinde oder gemeinnützige örtliche Einrichtungen und Vereine Spenden annehmen oder einwerben dürfen, ohne sich der Gefahr oft langwieriger staatsanwaltlicher Ermittlungen auszusetzen. „Was als Spende oder Sponsoring politisch verlangt, gesellschaftlich gelobt und steuerlich gefördert wird, kann nicht gleichzeitig als Vorteilsnahme strafrechtlich verfolgt werden,“ sagte der Präsident des Gemeindetags.

Aktuellen Anlass für die Forderung nach einer gesetzlichen Klarstellung sieht man beim Gemeindetag in dem überzogenen Vorgehen der Kommunalaufsicht und der Staatsanwaltschaft Offenburg in elf Gemeinden. Brucker erwartet, dass von den angeblichen Verdachtsmomenten im Zusammenhang mit Spenden des E‑Werks Mittelbaden an örtliche Vereine nichts übrig bleiben werde. Allein schon die Ermittlungen seien kommunalpolitisch nicht tragbar. Ein in der Gemeindeordnung geregeltes, transparentes Verfahren für die Annahme oder Vermittlung von Spenden könne bereits im Vorfeld den Verdacht auf strafbares Verhalten von Amtsträgern ausräumen.
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